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Inhalt: Geſetz, betreffend Schutzmaßregeln im Quellgebiete der linksſeitigen Zuflüſſe der Oder in der 
Provinz Schleſien, S. 169. — Geſetz, betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die 
Bildung von Geſundheitskommiſſionen, S. 172. 


(Fr. 10111.) Geſetz, betreffend Schutzmaßregeln im Quellgebiete der linksſeitigen Zuflüſſe der 
Oder in der Provinz Schleſien. Vom 16. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
F. 1. 

Die land⸗ und forſtwirthſchaftliche Nutzung von Grundſtücken der dem 
Gebirgs⸗ und Hügelland angehörenden Quellgebiete der linksſeitigen Zuflüſſe der 
Oder in der Provinz Schleſien unterliegt den beſonderen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes. f 

$. 2. 

Eine forſtwidrige Nutzung von Holzungen iſt unzuläſſig. 

Eine forſtwidrige Nutzung im Sinne dieſes Geſetzes liegt vor, wenn durch 
forſtlich unwirthſchaftliche Maßnahmen oder durch Unterlaſſung wirthſchaftlich ge— 
botener Handlungen die Zurückhaltung des Niederſchlagwaſſers vereitelt oder erheblich 
erſchwert, oder die Gefahr der Entſtehung von Waſſerriſſen, Bodenabſchwem— 
mungen, Hangrutſchungen, Geröll- oder Geſchiebebildungen herbeigeführt wird. 

Wird eine forſtwidrige Nutzung durch den Regierungspräſidenten feſtgeſtellt, 
ſo hat dieſer dem Eigenthümer oder dem Nutzungsberechtigten die künftige Bewirth- 
ſchaftung vorzuſchreiben. 

§. 3. 

Die Rodung von Holzungen darf nur mit Genehmigung des Negierungs- 
präsidenten erfolgen. 

Die Genehmigung darf nicht ertheilt werden, wenn die Erhaltung des 
Grundſtücks als Holzung für die Zurückhaltung des Niederſchlagwaſſers oder 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. September 1899. 


die Verhütung von Waſſerriſſen, Bodenabſchwemmungen, Hangrutſchungen, 
Geröll- oder Geſchiebebildungen erforderlich iſt. 


$. 4. 
Wenn eine Holzung ohne Genehmigung ganz oder theilweiſe gerodet 
worden iſt, ſo kann der Regierungspräſident die Wiederaufforſtung der gerodeten 
Fläche anordnen. i a 


NER 
Die Neuanlage offener Gräben an Gebirgshängen in der Hauptgefäll⸗ 
richtung iſt unzuläſſig. 
Wird eine ſolche von dem Regierungspräſidenten feſtgeſtellt, ſo hat dieſer 
ihre Beſeitigung anzuordnen. 
$. 6. 


Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Waſſer iſt, ſoweit es nach 
den örtlichen Verhältniſſen ohne wirthſchaftliche Nachtheile geſchehen kann, von 
den Beſitzern der angrenzenden Grundſtücke in Stichgräben abzuleiten und, wo 
dazu Gelegenheit geboten iſt, in Gruben (Schlammfängen) aufzufangen. 

Ebenſo hat auch die Anlage von Stichgräben zur ſeitlichen Ableitung des 
in Einfaltungen der Gebirgshänge abfließenden Waſſers zu erfolgen. 

Die Stichgräben und Gruben ſind von dem Grundbeſitzer jederzeit offen 
zu halten. 

5 EZ 

Soweit die Zurückhaltung des Niederfchlagwaffers oder die Verhütung der 
Entſtehung von Waſſerriſſen, Bodenabſchwemmungen, Hangrutſchungen, Geröll⸗ 
oder Geſchiebebildungen es erfordert, kann der Regierungspräſident 

1. die Entwäſſerung von Moorflächen, 

2. die Beackerung und die Beweidung von Grundſtücken auf Hochlagen 

oder an Gebirgshängen 
unterſagen oder einſchränken, 

3. die Verlegung oder Beſeitigung vorhandener Gräben 
anordnen. 

Für die den Grundbeſitzern oder Nutzungsberechtigten hieraus entſtehenden 
Nachtheile und Koſten haben zu ½ die Gemeinde (Gutsbezirk), zu ½ die Provinz, 
zu ½ der Staat Entſchädigung zu leiſten. i 

Soweit eine Gemeinde (Gutsbezirk) leiſtungsunfähig iſt, treten an ihre 
Stelle der Staat und die Provinz zu gleichen Theilen. Ueber das Maß der 
Leiſtungsfähigkeit entſcheidet mangels Verſtändigung zwiſchen Provinz und Staat 
endgültig der Bezirksausſchuß. 

$. 8. 

Mangels gütlicher Vereinbarung wird die Entſchädigung durch den Re⸗ 

gierungspräſidenten feſtgeſetzt. 


Four Nachtheile dauernder Art kann die Entſchädigung nach Wahl der zur 
Entſchädigung Verpflichteten durch Zahlung von Jahresbeträgen oder eines Kapitals 
zum fünfundzwanzigfachen Jahresbetrag erfolgen. 

Für ein erforderlich werdendes Verwendungsverfahren find die Vorſchriften 


des §. 49 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 
1874 (Geſetz-Samml. S. 221 ff.) maßgebend. 


= 

. i §. 9. 

| Die zu den Quellgebieten zu rechnenden Gemarkungen und Gemarkungs⸗ 
theile, die darin vorhandenen Holzungen und diejenigen Grundſtücke, auf welche 
die Vorſchriften der §§. 5 bis 8 Anwendung finden, werden durch eine von 
dem Regierungspräſidenten zu berufende Kommiſſion ermittelt. Die Kommiſſion 
beſteht aus einem Vertreter des Regierungspräſidenten, als Vorſitzendem, einem 
Forſtſachverſtändigen, einem Landwirthe, dem Meliorationsbaubeamten und einem 
vom Provinzialausſchuſſe zu wählenden Vertreter der Provinz. Außerdem tritt 
für jeden betheiligten Kreis je ein vom Kreisausſchuſſe zu wählender Vertreter 
der betheiligten Gemeinden und Gutsbezirke hinzu. 

Das Ergebniß der Ermittelung wird in den betheiligten Gemeinden und 
Gutsbezirken mindeſtens vier Wochen lang ausgelegt. Der Ort und die Dauer 
der Auslegung ſind in ortsüblicher Weiſe in den betheiligten Gemeinden und 
Gutsbezirken, ſowie durch das Kreisblatt bekannt zu machen. In der Bekannt⸗ 
machung iſt eine mindeſtens auf vier Wochen zu bemeſſende Friſt anzugeben, in 
der etwaige Einwendungen bei dem Regierungspräſidenten geltend zu machen ſind. 

Ueber das Ergebniß der Ermittelung und die erhobenen Einwendungen 
entſcheidet der Oberpräſident endgültig. Die Entſcheidung wird im Regierungs⸗ 
Amtsblatte veröffentlicht. 


$. 10. 


Vor dem Erlaß einer auf Grund der $$. 2 bis 8 zu treffenden An⸗ 
ordnung ſind die Betheiligten zu hören. 

Die ergehenden Verfügungen ſind den Betheiligten zuzuſtellen. Dieſen 
ſteht binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten zu. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Oberpräſidenten iſt endgültig. 

Bezüglich der Höhe der zu leiſtenden Entſchädigung ($$. 7 und 8) bleibt 
den Betheiligten binnen vier Wochen der Rechtsweg offen. 


. ͤ ᷣͤ ͤ ͤ . Fe ce ee 


K. 11. 


Bei den zur Durchführung dieſes Geſetzes ergehenden Anordnungen des 
Regierungspräſidenten findet gegen die Androhung, Feſtſetzung und Ausführung 
eines Zwangsmittels lediglich die Beſchwerde im Auffichtswege ſtatt. Die Be⸗ 
ſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen. 
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ann 


Mit Geldſtrafe bis 150 Mark oder Haft wird beſtraft, wer ohne die nach 


F. 3 erforderliche Genehmigung eine Holzung rodet oder den auf Grund des §. 7 
getroffenen Anordnungen zuwider ein Grundſtück entwäſſert, beackert oder beweidet. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hubertusſtock, den 16. September 1899. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Bülow. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10112.) Geſetz, betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung von 
Geſundheitskommiſſionen. Vom 16. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie 
für den Umfang derſelben, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Der Kreisarzt. 
GE 

Der ſtaatliche Geſundheitsbeamte des Kreiſes iſt der Kreisarzt. 

Er iſt der techniſche Berather des Landraths, in Stadtkreiſen der Polizei⸗ 
behörde. 

Der Kreisarzt iſt dem Regierungspräſidenten unmittelbar unterſtellt. 

Der Stellvertreter des Kreisarztes in Behinderungsfällen oder bei Er- 
ledigung der Stelle wird von dem Regierungspräſidenten ernannt. 

Dem Landrath und der Polizeibehörde (Abſ. 2) verbleiben die ihnen nach 
der geltenden Geſetzgebung zuſtehenden Befugniſſe in Angelegenheiten des Geſund⸗ 
heitsweſens. 

Die Koſten der Reiſen, welche der Kreisarzt im Auftrage des Regierungs⸗ 
präſidenten oder des Landraths ausführt, fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 


$. 2. 
Die Anſtellung als Kreisarzt erfordert: 
1. den Nachweis der Approbation als Arzt; 
2. den Erwerb der mediziniſchen Doktorwürde bei einer Preußiſchen Uni⸗ 
verſität, über die Zulaſſung der Doktorwürde, welche bei einer anderen 


eo a a 
Aniverſität erworben iſt, entſcheidet der Miniſter der Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten; 

3. das Beſtehen der kreisärztlichen Prüfung 

4. den Ablauf eines angemeſſenen Zeitraums nach der Approbation 
als Arzt. 

Die Anſtellung erfolgt durch den Minifter der Medizinal- Angelegenheiten. 


3 
Die Beſoldung des Kreisarztes iſt penſionsfähig. 
Wo beſondere Verhältniſſe es erfordern, können beſoldete Kreisärzte 


angeſtellt werden. 

Dieſelben beziehen ein feſtes Dienſteinkommen unter Ausſchluß von Ge— 
bühren. Soweit nach den beſtehenden Vorſchriften für gewiſſe Verrichtungen 
Gebühren zu entrichten ſind, fließen dieſelben zur Staatskaſſe. 

Die Ausübung der ärztlichen Privatpraxis mit Ausnahme von dringenden 
Fällen und von Konſultationen mit anderen Aerzten wird den 
Kreisärzten unterſagt. Die Annahme von Nebenämtern kann ihnen geftattet 
werden. 

Für Stadtkreiſe können die als Kommunalbeamte angeftellten Stadtärzte 
vom Miniſter der Medizinal⸗Angelegenheiten mit der Wahrnehmung der Ob⸗ 
liegenheiten des Kreisarztes beauftragt werden. 


e S ⁵ Ä 


$. 4. 
Der Amtsbezirk des Kreisarztes iſt der Kreis. 
Größere Kreiſe können in mehrere Kreisarztbezirke zerlegt, kleinere zu einem 
Kreisarztbezirke zuſammengelegt werden. Auch einzelne Theile eines Kreiſes können 
einem benachbarten Kreisarztbezirke zugeſchlagen werden. 


$. 5. 
Dem Kreisarzte können ein oder mehrere kreisärztlich geprüfte Aerzte wider⸗ 
ruflich als Aſſiſtenten beigegeben werden, welche ihm dienſtlich unterſtellt ſind und 
eine angemeſſene Remuneration aus ſtaatlichen Fonds erhalten. 
Die Aſſiſtenten werden vom Miniſter der Medizinal-Angelegenheiten 
beſtellt. 
f $. 6. 
f Der Kreisarzt hat insbeſondere die Aufgabe: 

1. auf Erfordern der zuſtändigen Behörden in Angelegenheiten des Gefund- 
heitsweſens ſich gutachtlich zu äußern, auch an den Sitzungen des 
Kreisausſchuſſes und des Kreistags auf Erſuchen dieſer Körperſchaften 
oder ihres Vorſitzenden mit berathender Stimme Theil zu nehmen; 

2. die geſundheitlichen Verhältniſſe des Kreiſes zu beobachten und auf die 
Bevölkerung aufklärend und belehrend einzuwirken,; 
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lichen Anordnungen zu überwachen und nach Maßgabe der beſtehenden 
Vorſchriften die Heilanſtalten und anderweitige Einrichtungen im 
Intereſſe des Geſundheitsweſens zu beaufſichtigen; auch hat er über 
das Apotheken- und Hebammenweſen, über die Heilgehülfen und 
anderes Hülfsperſonal des Geſundheitsweſens die Aufficht zu führen; 
4. den zuſtändigen Behörden Vorſchläge zur Abſtellung von Mängeln zu 
machen; auch für die öffentliche Geſundheit geeignete Maßnahmen in 
Anregung zu bringen. 
‚it, 

Der Landrath ſowie die Ortspolizeibehörde follen vor Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen und ſonſtigen allgemeinen Anordnungen, welche das Geſundheits⸗ 
weſen betreffen, den Kreisarzt hören. 

Iſt die Anhörung unterblieben, ſo iſt dem Kreisarzte von dem Erlaſſe der 
Polizeiverordnung oder Anordnung alsbald Mittheilung zu machen. 


8 

Bei Gefahr im Verzuge kann der Kreisarzt, wenn ein vorheriges Be⸗ 
nehmen mit der Ortspolizeibehörde nicht angängig iſt, die zur Verhütung, Feſt⸗ 
ſtellung, Abwehr und Unterdrückung einer gemeingefährlichen Krankheit erforder- 
lichen vorläufigen Anordnungen treffen. Dieſen Anordnungen hat der Gemeinde⸗ 
‚vorſtand Folge zu leiſten. 

Die getroffenen vorläufigen Anordnungen ſind den Betheiligten durch den 
Kreisarzt entweder zu Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen. 

Die vorläufigen Anordnungen ſind dem Landrath und der Ortspolizei⸗ 
behörde ſofort mitzutheilen. Sie bleiben fo lange in Kraft, bis von der zuſtän⸗ 
digen Behörde anderweitige Verfügung getroffen wird. 

Wer den von dem Kreisarzte getroffenen vorläufigen Anordnungen zuwider⸗ 
handelt, wird, ſofern nicht die Vorſchrift des §. 327 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
Platz greift, mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft beſtraft. 


9. 
Der Kreisarzt iſt der Gerichtsarzt ſeines Amtsbezirkes. 
Wo beſondere Verhältniſſe es erfordern, kann die Wahrnehmung der ge 
richtsärztlichen Geſchäfte beſonderen Gerichtsärzten übertragen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Geſundheitskommiſſionen. 


$. 10. 
Für jede Gemeinde mit mehr als 5 000 Einwohnern iſt eine Geſundheits⸗ 
kommiſſion zu bilden. 
Die Zuſammenſetzung und Bildung dieſer Kommiſſion erfolgt in den 
Städten in Gemäßheit der in den Städteordnungen für die Bildung von Kom⸗ 
miſſionen (Deputationen) vorgeſehenen Beſtimmungen. 


es 


4 3. die Durchführung der Geſundheitsgeſetzgebung und der hierauf bezug⸗ 


* 


ic — 15 — 
= In größeren Städten können die ſtädtiſchen Behörden Unterkommiſſionen 

für einzelne Bezirke bilden, der Miniſter der Medizinal⸗Angelegenheiten iſt er⸗ 
mächtigt, es bei der bisherigen Einrichtung der Sanitätskommiſſionen zu belaſſen. 

In ländlichen Gemeinden befindet der Landrath über die Zuſammenſetzung, 
die Mitgliederzahl und den Geſchäftsgang der Kommiſſion. Die Mitglieder ver⸗ 
walten ihr Amt als Ehrenamt. 

Die geſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung zur Annahme und über 
die Befugniß zur Ablehnung von Gemeindeämtern finden mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die Ausübung der ärztlichen Praxis nicht als Ablehnungsgrund gilt. 

Der Kreisarzt kann an allen Sitzungen der Geſundheitskommiſſion theil— 
nehmen und darf jederzeit die Zuſammenberufung derſelben verlangen. 

In allen Verhandlungen der Geſundheitskommiſſion hat der Kreisarzt 
berathende Stimme und muß jederzeit gehört werden. 


Sach 

Die Geſundheitskommiſſion hat die Aufgabe: 

1. von den geſundheitlichen Verhältniſſen des Ortes durch gemeinſame 
Beſichtigungen ſich Kenntniß zu verſchaffen und die Maßnahmen der 
Polizeibehörde, insbeſondere bei der Verhütung des Ausbruchs oder 
der Verbreitung gemeingefährlicher Krankheiten in geeigneter Weiſe 
(Unterfuhung von Wohnungen, Belehrung der Bevölkerung 2c.) zu 
unterſtützen; 

2. über alle ihr von dem Landrathe, von der Polizeibehörde und dem 
Gemeindevorſtande vorgelegten Fragen des Geſundheitsweſens ſich gut⸗ 
achtlich zu äußern; 

3. dieſen Behörden Vorſchläge auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens 
zu machen. 

212% 

In Gemeinden mit 5.000 oder weniger Einwohnern kann eine Geſundheits⸗ 
kommiſſion gebildet werden. In Städten muß die Bildung erfolgen, wenn der 
Regierungspräſident dieſelbe anordnet. In Landgemeinden kann ſie von dem 
Landrathe im Einverſtändniſſe mit dem Kreisausſchuß angeordnet werden. 

Auf dieſe Kommiſſionen finden die Vorſchriften in den $$. 10 und 11 ent 
ſprechende Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


8 

Innerhalb des der Zuſtändigkeit des Polizeipräſidenten von Berlin unter⸗ 
ſtellten Bezirks tritt dieſer an die Stelle des Regierungspräſidenten. 

In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Landraths der 
Oberamtmann, an die Stelle des Kreiſes der Oberamtsbezirk und an die Stelle 
des Kreisausſchuſſes der Amtsausſchuß. 
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$. 14. 
Die Kreisphyſikats⸗ und Kreiswundarztſtellen werden aufgehoben. 


$. 15. 

Medizinalbeamte, welche bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes dienſtlich 
nicht verwendet werden, bleiben während eines Zeitraums von fünf Jahren zur 
Verfügung des zuſtändigen Miniſters und werden auf einem beſonderen Etat 
geführt. Dieſelben beziehen während dieſes Zeitraums ihre bisherige Beſoldung 
unverkürzt weiter und außerdem jährlich die Hälfte der nach dem Durchſchnitte 
der letzten fünf Jahre für dienſtliche Verrichtungen ihnen zugefloſſenen Gebühren 
bis zum Höchſtbetrage von jährlich 2000 Mark. 

Die Beamten, welche während des fünfjährigen Zeitraums eine etatsmäßige 
Anſtellung nicht erhalten, treten nach Ablauf desſelben in den Ruheſtand und 
erhalten ohne Rückſicht auf die Dauer der Dienſtzeit eine Penſion in Höhe von 
drei Viertheilen der Beſoldung und der gemäß Ab. feſtgeſetzten Entſchädigung. 


$. 16. 
Die beſtehenden Sanitätskommiſſionen, insbeſondere diejenigen aus dem 
Regulativ vom 8. Auguſt 1835 (Geſetz-Samml. S. 240), werden unbeſchadet 
der Vorſchrift des §. 10 Abſ. 3 aufgehoben. 


F. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 

Der Miniſter der Medizinal⸗Angelegenheiten erläßt, und zwar ſoweit das 
Reſſort des Finanzminiſters oder des Miniſters des Innern betheiligt iſt, in 
Gemeinſchaft mit dieſen, die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Hubertusſtock, den 16. September 1899. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


